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1 Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 71 am ,Siegener Weg®, rechtskréftig seit
dem 17.05.1991, befindet sich im Stadtteil Atens im zentralen westlichen Be-
reich von Nordenham sudlich der Oldenburger Stral3e und westlich der Bahn-
hofstrale.

Das Plangebiet der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 71 umfasst das
Flurstiick Nr. 5/40 am nérdlichen Rand des urspriinglichen Bebauungsplanes
sowie die Flursticke Nr. 111/1, 112/1 und 113/2 der Flur 10, Gemarkung
Atens. Das Gebiet grenzt im Stidwesten an den Siegener Weg an.

Die Lage und Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der nachfolgenden
Ubersichtskarte:

Pl

B-Plan Nr. 71
- 1. Anderung -

[s]

\
N

2 Planungsanlass und Ziele

Nordenham

Der urspringliche Bebauungsplan Nr. 71 setzt fir den sudwestlichen Teil des
vorliegenden Plangebietes (Flurstiick Nr. 5/40) und die stdlich und stidwestlich
angrenzenden Flachen ein allgemeines Wohngebiet fest. Das Flursttick

Nr. 5/40 selbst wurde in diesem Zuge grof3tenteils fir die Errichtung von Ge-
meinschaftsgaragen und Stellplatzen vorgesehen (s. Anlage 1).

Der Ubrige Bereich des Plangebietes ist Teil der bebauten Ortslage von
Nordenham-Atens, jedoch bislang nicht Bestandteil eines Bebauungsplanes.
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Die Flachen entlang der Oldenburger Strafl3e bzw. der Bahnhofstral3e sind
durch eine gemischte Nutzungsstruktur gepréagt, an die sich riickwartig fast
ausschlief3lich wohnbaulich genutzte Bereiche anschliel3en. Das Plangebiet
selbst ist im nordwestlichen Bereich ebenfalls mit einem Wohngeb&aude und im
sudlichen Bereich mit Garagen und Nebenanlagen bebaut.

Unmittelbar dstlich wurde an der Bahnhofstral3e ein Mehrfamilienhaus reali-
siert. Dessen Eigentimer mdchte im vorliegenden Plangebiet eine erganzende
Bebauung mit einem weiteren Mehrfamilienhaus vornehmen.

Im vorliegenden Fall wurden im Umfeld des Plangebietes bereits grol3ere Ge-
baude, Hausgruppen oder Gebaude mit mehreren Wohneinheiten realisiert.
Die Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses in diesem innerstadtischen Be-
reich erscheint als maR3volle Nachverdichtung daher sinnvoll und stadtebaulich
unproblematisch und soll nach Auffassung der Stadt Nordenham durch eine
Anderung und Ausweitung des Bebauungsplanes Nr. 71 ermdglicht werden.

3 Planungsgrundlagen und Vorgaben

3.1 Grundlagen des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan ist aufgrund des § 1 Absatz 3 und des § 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Neufassung vom 24.06.2004 mit Bekanntmachung
vom 23.09.2004, zuletzt geandert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom
20.07.2017 (BGBI. I S. 2808), aufgestellt und am 14.12.2017 vom Rat der
Stadt Nordenham als Satzung beschlossen worden.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes stlitzen sich auf den § 9 Baugesetz-
buch (BauGB) unter Zugrundelegung des in 8 1 und 1a BauGB aufgezeigten
Leitbildes Uber die Aufstellung von Bebauungsplanen. Diesem Bebauungsplan
liegen die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990
(Bundesgesetzblatt I, Seite 133), zuletzt gedndert durch Artikel 2 vom
04.05.2017, und die sonstigen relevanten Rechtsvorschriften zugrunde.

3.2 Beschleunigtes Verfahren

Fur Planungsvorhaben der Innenentwicklung (,Bebauungsplane der Innenent-
wicklung®) kann das beschleunigte Verfahren nach 8§ 13 a BauGB angewandt
werden.

Gemal 8§ 13 a BauGB kann die Stadt einen Bebauungsplan im beschleunigten
Verfahren durchfihren, sofern

e es sich um einen Bebauungsplan fur die Wiedernutzbarmachung von
Flachen, die Nachverdichtung oder andere Malinahmen der Innenent-
wicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) handelt,

e inihm eine zuldssige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO
oder eine Grol3e der Grundflache festgesetzt wird von


https://www.buzer.de/gesetz/12505/a205247.htm
https://www.buzer.de/gesetz/12505/a205247.htm
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a) weniger als 20.000 mz

b) 20.000 bis weniger als 70.000 m2, wenn durch Uberschlagige Prifung
die Einschéatzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich
keine erheblichen Umweltauswirkungen hat.

e die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen, nicht vorbereitet oder be-
grundet wird und

¢ keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung derin 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b
des BauGB genannten Schutzguter bestehen.

Mit einem Bebauungsplan der Innenentwicklung werden insbesondere solche
Planungen erfasst, die der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpas-
sung und dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. Der Begriff der Innenent-
wicklung bezieht sich daher vor allem auf innerhalb des Siedlungsbereichs be-
findliche Flachen.

Das vorliegende Plangebiet umfasst eine Gesamtflache von ca. 2.430 gm und
wurde teilweise im Bebauungsplan Nr. 71 bereits als Wohngebiet festgesetzt.
Das Gebiet ist als Teil der bebauten Ortslage des Stadtteils Atens in Norden-
ham vollstandig von Bebauung umgeben und selbst mit einem Wohngebaude
und Nebenanlagen bebaut. Damit handelt es sich um einen Bebauungsplan
der Innenentwicklung.

Der Schwellenwert fur ein Verfahren gem. § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB mit einer
zulassigen Grundflache von max. 2 ha wird im vorliegenden Fall bereits auf-
grund der geringen Gro63e des Plangebietes unterschritten. Auch ein sonstiges
UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet oder begriindet.

Das Plangebiet ist auch nicht Bestandteil eines Gebietes von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europaischen Vogelschutzgebietes im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes. Beeintrachtigungen der Erhaltungsziele und der
Schutzzwecke dieser in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Gebiete ergeben
sich nicht.

Fur die vorliegende Planung sind damit die Voraussetzungen fur ein beschleu-
nigtes Verfahren gemaf § 13 a Abs. 1. Nr. 1 BauGB gegeben. Somit wird von
der Umweltprifung, von dem Umweltbericht und von der Angabe, welche Arten
umweltbezogener Informationen verfluigbar sind, abgesehen. Im beschleunig-
ten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13
Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend.

3.3 Vorbereitende Bauleitplanung Flachennutzungsplan

Im derzeit gultigen Flachennutzungsplan sind das Plangebiet und die westlich,
ndrdlich und 6stlich angrenzenden Flachen entlang der Oldenburger und der
Bahnhofstral3e, als Mischgebiet dargestellt.

Daran schlieRen sich unmittelbar stdlich des Plangebietes grof3flachig als
Wohnbauflache bzw. allgemeines Wohngebiet dargestellte Bereiche an.
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Mit der vorliegenden Planung soll im Plangebiet eine ergdnzende Wohnbe-
bauung ermdglicht und das Gebiet insgesamt als Wohngebiet entwickelt wer-
den.

Da es sich um einen Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren handelt
(s. Kap. 3.2) kann der Flachennutzungsplan nach 8 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB
im Wege der Berichtigung angepasst werden. Die beabsichtigte Berichtigung
ist nachfolgend dargestellt.

Bisherige Darstellung des Flachennutzungsplanes (unmal3stéablich)

- Plangebiet B.Plan
Nr. 71, 1. Anderung

MI Mischgebiet

Geplante Berichtigung
& der Darstellungen des
Flachennutzungsplanes

(unmalf3stablich)

- Geplante Berichtigung
des FNP

W Wohnbauflache
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3.4 Ortliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen
(Anlage 1)

Das Plangebiet ist im nordwestlichen Bereich mit einem Wohngebaude mit
Nebenanlagen und im sudlichen Bereich mit weiteren Garagen und Nebenan-
lagen bebaut. Nordlich der Garagen verlauft ein kleiner Entwasserungsgraben
in westliche Richtung. Die weiteren Flachen stellen sich grof3tenteils als Wege-
flache oder Rasen dar.

Der stdwestliche Teilbereich des Plangebietes sowie die sudlich anschliel3en-
den Flachen sind, wie bereits beschrieben, Bestandteil des Bebauungsplanes
Nr. 71, welcher die Flachen als allgemeines Wohngebiet festsetzt. Die Flachen
im vorliegenden Plangebiet wurden dabei gro3tenteils konkret fur die Errich-
tung von Garagen und Stellplatzen vorgesehen. Eine Teilflache (ca. 35 gm)
wurde mit einem Anpflanzgebot belegt (s. Anlage 1).

Sudlich verlauft die Stral3e ,Siegener Weg®, welche von Stiden kommend in
Hohe des Plangebietes nach Westen verschwenkt und neben Teilflachen des
vorliegenden Plangebietes auch die sudlich angrenzende Wohnbebauung er-
schlief3t.

Nordlich des Gebietes verlauft in ca. 25 m Abstand die Oldenburger Stral3e
und 6stlich in ca. 40 m Entfernung die BahnhofstraRe. Dem Plangebiet ist zu
diesen StralRenzugen jeweils eine Bauzeile aus gewerblichen Nutzungen
(Fahrschule, Autoservice, Pizzeria, Computer Technik etc.) und Wohnnutzun-
gen in ein- bis zweigeschossiger Bauweise vorgelagert.

3.5 Immissionssituation

Mit der Bundesstral3e 212 bzw. der Kreisstral3e 188 (Mittelweg) verlaufen die
nachstgelegenen HauptverkehrsstraRen in jeweils ca. 700-800 m Entfernung
nordwestlich bzw. stdoéstlich des Plangebietes. Aufgrund dieser grof3en Ent-
fernungen sowie der jeweils zwischengelagerten Bebauung sind erhebliche
Immissionsbelastungen durch den Verkehrslarm der Bundes- bzw. Kreisstral3e
im Plangebiet nicht zu erwarten.

Emittierende gewerbliche oder landwirtschaftliche Betriebe, deren Immissionen
zu Beeintrachtigungen fuhren kénnten, sind im ndheren Umfeld des Plangebie-
tes nicht vorhanden. Die entlang der Oldenburger Stral3e und der Bahnhof-
stral3e vorhandenen gewerblichen Nutzungen fligen sich in ihrer Art und ihrem
Umfang als nicht wesentlich stdrende Betriebe in den Rahmen eines Mischge-
bietes ein.

Nordwestlich des Plangebietes befinden sich nordlich der Oldenburger Stral3e
Sportanlagen des Tennisklubs Nordenham. Die Sportanlagen liegen innerhalb
der Ortslage und sind vollstandig von Bebauung umgeben, deren Schutzan-
spruch zu bertcksichtigen ist. Die AulRenplatze sind werden zudem nach Su-
den zum Plangebiet durch das vorgelagerte Vereinsgebaude abgeschirmt. Es
sind im Plangebiet daher keine unzumutbaren Beeintrachtigungen im Sinne
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des 8 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB, die von potenziell stdrenden Anlagen ausgehen
kdnnten, zu erwarten.

4 Geplante Festsetzungen

4.1  Art der baulichen Nutzung

Im urspriinglichen Bebauungsplan Nr. 71 wurden die Flachen im stidwestlichen
Teil des Plangebietes sowie sudlich angrenzend als allgemeines Wohngebiet
(WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Die mit der vorliegenden Anderung tiber-
planten Teilflachen wurden dabei neben weiteren Flachen konkret fur die
Schaffung von Garagen oder Stellplatzen vorgesehen (s. Anlage 1).

Die Grundstiicke im allgemeinen Wohngebiet sind bereits vollstdndig bebaut.
Im vorliegenden Plangebiet ist ebenfalls ein Wohngebaude vorhanden. Im 6st-
lichen Bereich soll eine erganzende Bebauung mit einem weiteren Wohnge-
baude vorgenommen werden. Aus diesem Grund soll das Plangebiet insge-
samt als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt und das mit dem urspriing-
lichen Bebauungsplan Nr. 71 festgesetzte Wohngebiet damit geringfiigig nach
Norden ausgeweitet werden.

Zur gemischt genutzten Bebauungsstruktur an der Oldenburger Strale und der
Bahnhofstral3e ergibt sich damit eine abgestufte Nutzungssituation, die einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung entspricht. Die im stidwestlichen Be-
reich innerhalb des Wohngebietes bestehende Festsetzung als Flache fir Ga-
ragen bzw. Stellplatze bleibt, geringfliigig modifiziert, erhalten.

Ein allgemeines Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Neben den
Wohnnutzungen sind in einem allgemeinen Wohngebiet kleine gebietsbezoge-
ne Dienstleistungsbetriebe und nicht stérende Handwerksbetriebe sowie Anla-
gen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche oder sportliche Zwecke
allgemein zulassig.

Weitere gewerbliche Nutzungen, wie z.B. nicht stérende Gewerbebetriebe,
Tankstellen oder Gartenbaubetriebe, sind nur ausnahmsweise und daher in
der Regel nicht zulassig.

Im vorliegend geplanten allgemeinen Wohngebiet sollen, aufgrund der riick-
wartigen Lage und der geringen Grol3e der Erweiterungsflachen, Tankstellen
und Gartenbaubetriebe nicht zulassig sein. Die Ubrigen ausnahmsweise zulés-
sigen Nutzungen sollen bestehen bleiben, um im Einzelfall den Bewohnern
auch eine Verbindung von Wohnen und Erwerbstatigkeit zu ermdglichen, so-
weit sich daraus keine Stérungen fir die Nachbarschaft ergeben.

4.2 Mald der baulichen Nutzung

Das vorliegende Plangebiet stellt eine Anderung und geringfiigige Erweiterung
des mit dem Bebauungsplan Nr. 71 festgesetzten Wohngebietes dar. Die darin
getroffenen Festsetzungen zum Mal} der baulichen Nutzung haben sich als
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sinnvoll und ausreichend erwiesen und werden auch fur das vorliegende Plan-
gebiet ibernommen. Entsprechend wird fur das Gebiet eine Grundflachenzahl
(GRZ) von 0,4 und, bei einer maximal zweigeschossigen Bebauung, eine Ge-
schossflachenzahl (GFZ) von 0,6 festgesetzt.

Auch die Uberschreitungsmaoglichkeit fir Anlagen i.S.d. § 19 (4) BauNVO wird
nicht weiter eingeschréankt, um eine méglichst optimale Ausnutzung des
Grundstiickes zu gewahrleisten. Damit darf die zulassige Grundflache durch
die Grundflachen von Garagen, Stellplatzen und Nebenanlagen um bis zu

50 %, d.h. bis zu einer Grundflachenzahl von 0,6, Uberschritten werden.
Jedoch werden zu Nebenanlagen weitergehende textliche Regelungen getrof-
fen, die auch in anderen Bebauungsplanen der Stadt mit der Zielsetzung auf-
genommen wurden, dass nur Nebenanlagen errichtet werden, die der gebiets-
typischen Gartennutzung entsprechen.

Um fir die ergdnzend mogliche Bebauung eine Anpassung an die vorhandene
Bebauungsstruktur sicherzustellen, wird die Hohenentwicklung zudem durch

die Festsetzung einer maximalen Sockel- und einer maximalen Gebaudehdhe,
bezogen auf den nachstgelegenen Schachtdeckel am Siegener Weg, erganzt.

Die Hohe der Oberkante des fertigen FuRbodens des Erdgeschosses (Sockel-
hohe = SH) darf maximal 0,3 m Gber dem Bezugspunkt liegen. Mit Hilfe dieser
Festsetzung wird eine der ortstypischen Bauweise entsprechende Anpassung
der Erdgeschosszonen an die Gelandehthen gewahrleistet.

Der obere Bezugspunkt ist der First oder bei Gebauden mit einem Flachdach
die Oberkante des Hauptgesimses. Bei der Bestimmung der Geb&udehdhe
bleiben untergeordnete Gebaudeteile, wie Antennen oder Schornsteine, unbe-
ricksichtigt.

Mit der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse und einer maximalen Geb&u-
dehohe ist das Mal3 der baulichen Nutzung gemal 8 16 Abs. 3 BauNVO drei-
dimensional und damit hinreichend konkret bestimmt.

4.3 Bauweise und Baugrenzen

Im Bebauungsplan Nr. 71 wurde die offene Bauweise nicht weiter einge-
schrankt. Damit sind im allgemeinen Wohngebiet Einzel- und Doppelhauser
sowie Hausgruppen mit einer Lange bis zu max. 50 m zulassig. Diese Festset-
zung soll auch fur das vorliegende Plangebiet gelten und wird daher Gber-
nommen.

Mit dem ursprunglichen Bebauungsplan wurde fur den sidwestlichen Bereich
des vorliegenden Plangebietes lediglich eine Bebauung mit Garagen und Stell-
platzen vorgesehen. Die hier vorhandenen Garagen sollen erhalten bleiben.
Die gesonderte Festsetzung als Flache fur Garagen und Stellplatze wird daher
im Wesentlichen unverandert ibernommen. Eine Zuordnung dieser Anlagen
zu bestimmten Baugrundstticken erfolgte im urspriinglichen Bebauungsplan
jedoch nicht und wird auch jetzt nicht vorgenommen. Im Ubrigen sind geman

8 47 NBauO erforderliche Einstellplatze von den jeweiligen Grundstiickseigen-
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tumern auf den Grundstticken anzulegen. Nebenanlagen werden dort auch auf
den nicht Gberbaubaren Grundstiicksflachen zugelassen.

Durch die Festsetzung der Baugrenzen soll einerseits eine stadtebauliche
Ordnung gewabhrleistet werden, andererseits werden die von den Baugrenzen
umschlossenen Uberbaubaren Bereiche so bemessen, dass den Bauinteres-
senten eine grof3e Gestaltungsfreiheit im Hinblick auf die Anordnung der Ge-
baude auf dem Grundstlck verbleibt.

Mit der Planung wird das allgemeine Wohngebiet nach Norden ausgeweitet
und zu den Plangebietsgrenzen und der mit einem Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht zu belastenden Flache (s. Kap.6.1) werden nicht iberbaubare Grund-
stucksflachen von 3 m Tiefe festgesetzt, um gute Sichtverhaltnisse fur die
Grundstiickszufahrten zu gewahrleisten und Vorgartenbereiche fur eine Ein-
grinung der geplanten Bebauung zu férdern.

Damit bleibt das im nordwestlichen Bereich bestehende Wohngebaude, wel-
ches den nach der Niedersachsischen Bauordnung einzuhaltenden Mindest-
abstand von 3 m zur Grundstlcksgrenze in Teilen unterschreitet, unberick-
sichtigt und wird auf den Bestandsschutz reduziert. Die Planung erfolgt jedoch
im Einverstandnis mit dem Grundstlckseigentimer.

4.4 Grunordnerische Festsetzungen

Der urspringliche Bebauungsplan Nr. 71 setzt fir eine Teilflache von ca.

35 gm im sudwestlichen Bereich ein Pflanzgebot fest. Zudem sollten im Be-
reich der festgesetzten Gemeinschaftsgaragen und Stellplatze Anpflanzungen
vorgenommen werden. Die Anpflanzung wurde jedoch nicht realisiert. Die Fla-
che wurde ebenfalls fur die Errichtung von Stellplatzen genutzt und soll zuktinf-
tig bei Bedarf eine Erschliel3ung der Grundsttcksflachen von Suden sicherstel-
len. Mit der Plananderung wird das Pflanzgebot daher aufgehoben (s.a. Kap.
5.2).

Im Gegenzug wird im westlichen Bereich des Plangebietes eine private Grin-
flache festgesetzt. Der Bereich soll als Gartenflache verbleiben und aus Grin-
den der Gefahrenabwehr von jeglicher Bebauung in Form von Gebauden frei-
gehalten werden, da es sich sowohl bei dem im Plangebiet vorhandenen
Wohngebaude als auch bei der angrenzenden Bebauung um reetgedeckte
Gebaude handelt, die einer hbheren Brandgefahr ausgesetzt sind.

Die private Grinflache wird auch nérdlich eines im Plangebiet verlaufenden
kleinen Entwasserungsgrabens (Gruppe) festgesetzt, um dessen Erreichbar-
keit und Unterhaltung sicher zu stellen.



Bebauungsplan Nr. 71 - 1. Anderung 11

5 Auswirkungen der Planung

5.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen

Das Plangebiet ist Teil der Ortslage von Nordenham-Atens und nach den Dar-
stellungen im Flachennutzungsplan dem gemischt genutzten Bereich entlang
der Oldenburger Stral3e zugeordnet. Mit der vorliegenden Planung wird das
Gebiet insgesamt als allgemeines Wohngebiet festgesetzt und erweitert damit
das sudlich angrenzende Wohngebiet nach Norden.

Aufgrund der Planung dient das Gebiet zukinftig vorwiegend dem Wohnen. Da
das Gebiet bislang nur mit einem Wohngebaude bebaut ist und eine ergan-
zende Bebauung mit einem weiteren Wohnhaus vorgesehen ist, ergeben sich
hieraus keine Einschrankungen der vorhandenen Nutzung.

Mogliche gewerbliche Nutzungen werden auf die der Versorgung des Gebietes
dienende Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie das Wohnen nicht
storende Handwerks- und Gewerbebetriebe beschrankt. Die Nutzungsmaoglich-
keiten werden damit an das sudlich angrenzende Baugebiet angepasst und
maogliche Emissionen aus dem Gebiet werden reduziert.

Die Festsetzungen zum Mal3 der baulichen Nutzung entsprechen den auch im
Bebauungsplan Nr. 71 fur das angrenzende Wohngebiet getroffenen Regelun-
gen. Zusatzlich wird die Hohenentwicklung der baulichen Anlagen durch die
Festsetzung einer maximalen Gebaudehdhe von 12 m begrenzt. Damit ist si-
chergestellt, dass sich eine erganzende Bebauung an die vorhandene Bebau-
ungsstruktur im vorliegenden Siedlungsbereich anpasst.

Aufgrund der Lage des Plangebietes mit im Gebiet und umliegend vorhande-
ner Bebauung wére auch bislang eine Bebauung nach 8 34 BauNVO in gewis-
sen Umfang zulassig gewesen. Durch die Anderung und Ausweitung des ur-
sprunglichen Bebauungsplanes Nr. 71 wird somit im Wesentlichen die bauleit-
planerische Beordnung eines innerstadtischen Bereichs und eine Klarstellung
der baulichen Nutzungsmaglichkeiten erreicht. Da diese an das sudlich an-
grenzende Baugebiet angepasst werden, werden die nachbarlichen Belange
durch diese Planung nach Auffassung der Stadt insgesamt nicht unzumutbar
beeintrachtigt.

5.2 Belange von Natur und Landschaft
Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Nach 8§ 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist Giber Eingriffe in Natur
und Landschaft, die durch die Anderung von Bauleitplanen zu erwarten sind,
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches insbesondere des § 1a abzuwa-
gen und im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu entscheiden.

Fur die Anderung oder Uberplanung bestehender Bebauungsplane gilt § 1a
Abs. 3 S. 4 BauGB, nach dem nur solche Eingriffe auszugleichen sind, die
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Uber das durch die bisherigen Festsetzungen mdgliche Maf3 an Eingriffen hin-
ausgehen.

Nach § 13 a Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 Nr. 4 und Abs.1 Nr. 1 BauGB gelten bei ei-
nem Bebauungsplan der Innenentwicklung Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des 81 a Abs. 3S.5
BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig, sofern die
Grol3e der Grundflache oder die Flache, die bei Durchfihrung des Bebau-
ungsplanes voraussichtlich versiegelt wird, weniger als 20.000 gm betragt.

Das Plangebiet umfasst eine Flache von ca. 2.430 gm, welche damit bereits
die Grenze von 20.000 gm erheblich unterschreitet. Die festgesetzte Grundfla-
che betragt ca. 970 gm. Die Voraussetzung des § 13 a BauGB ist im vorlie-
genden Fall somit gegeben. Der stadtebaulich erforderliche Eingriff durch mog-
liche zusatzliche Bodenversiegelungen braucht daher nicht ausgeglichen wer-
den.

Von der Eingriffsregelung bei Bebauungsplanen der Innenentwicklung sind je-
doch nur stadtebauliche Eingriffe befreit. Soweit Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen Uberplant werden, sind diese zu ersetzen.

Im vorliegenden Fall wurde fir eine Teilflache (ca. 35 gm) im sidlichen Bereich
des Plangebietes ein Pflanzgebot festgesetzt. Zudem wurde textlich geregelt,
dass im Bereich der Gemeinschaftsanlagen (Garagen und Stellplatze) An-
pflanzungen vorgenommen werden. Eine Eingriffsbilanz wurde jedoch nicht er-
stellt, sondern lediglich festgestellt, dass ,die Pflanzgebote dem Natur- und
Landschaftsschutz dienen®. Auch ist im Ursprungsplan keine Festsetzung ent-
halten, die bei Abgang der Gehoélzstrukturen eine entsprechende Neuanpflan-
zung fordert und dadurch die Funktion einer Ausgleichsmaflinahme erfillen
wirde. Damit kann § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB angewandt werden. Ein Aus-
gleich ist damit insgesamt nicht erforderlich.

Unabhangig davon wird jedoch im westlichen Bereich des Plangebietes und

angrenzend an einen im Plangebiet verlaufenden kleinen Entwasserungsgra-
ben eine private Grinflache festgesetzt, welche als Gartenbereich verbleiben
und von jeglicher Bebauung in Form von Gebauden freigehalten werden soll.

Artenschutzbelange

Die Vorschriften des 8§ 44 Bundesnaturschutzgesetz gelten, anders als die Ein-
griffsregelung, unabhangig und selbstéandig neben dem Bebauungsplan.

Das vorliegende Plangebiet ist im nordwestlichen Bereich bereits mit einem
Wohngebaude und Nebenanlagen bebaut. Die Flachen im sudlichen Bereich
sind ebenfalls durch Garagen und Stellplatze in wesentlichen Teilen versiegelt.
Die weiteren Freiflachen stellen sich als Wegeflache oder Rasen dar.

Die im sudlichen Bereich nach den Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 71
vorgesehene Anpflanzung wurde nicht realisiert, sodass eine Beseitigung von
Geholzen in diesem Bereich nicht erfolgt. Geholzstrukturen in Form von He-
cken oder jingeren Baumen sind nur vereinzelt vorhanden.
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Soweit im Rahmen der Realisierung der Bauvorhaben diese Geholzstrukturen
beseitigt werden, kdnnen sich jedoch Auswirkungen auf den Artenschutz erge-
ben.

Aufgrund der innerortlichen Lage des Gebietes mit bestehender Bebauung ist
mit dem Vorkommen von empfindlichen und seltenen Tierarten nicht zu rech-
nen. Die zu erwartenden Allerweltsarten werden im Bereich der im Umfeld ver-
bleibenden Baume und Garten, genigend Ausweichlebensraume finden, so-
dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestdnde durch die vorliegende Planung
nicht zu erwarten sind.

Um den Verbotstatbestand der Totung potenzieller Brutvogel jedoch sicher
auszuschliel3en, durfen Baumfallungen oder die Bauflachenvorbereitung nur
aul3erhalb der Brutzeit der Végel, d.h. nicht in der Zeit vom 01. Méarz bis

31. August, stattfinden. Alternativ ist das Nichtvorhandensein von Nistplatzen
unmittelbar vor dem Eingriff zu Uberprifen.

6 Erschlielung / Ver- und Entsorgung

6.1 ErschlieRung

Die vorhandene Wohnbebauung im Plangebiet verfugt tber eine Zufahrt nach
Norden auf die Oldenburger StralRe. Die ergédnzend geplante Bebauung kann
von Suden Uber den ,Siegener Weg" erschlossen werden.

Fir das im ostlichen Bereich (Flurstiick Nr. 113/2) bereits konkret geplante
Wohnhaus ist zudem auch eine Anbindung Uber das Grundstiick des beste-
henden Mehrfamilienhauses nach Osten an die Bahnhofstral3e denkbar.

Um auch fur das Flurstiick Nr. 111/1 bei Bedarf eine riickwartige Bebauung zu
ermdglichen, wird im sudlichen Bereich des Plangebietes zusatzlich eine Fl&-
che festgesetzt, welche mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belasten
ist.

Die Stral3en haben Uber weitere Stral3enziige Anbindung an das tberortliche
Verkehrsnetz. Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes ist damit gewahr-
leistet.

Flache fur Garagen

Im stdwestlichen Bereich des Plangebietes wurden bereits im urspringlichen
Bebauungsplan Teilflachen als Flache fir Garagen oder Stellplatze festge-
setzt. Die Flache soll, geringfligig modifiziert, auch weiterhin in dieser Funktion
erhalten bleiben und wird daher konkret als Flache fur Garagen gesichert. Die
weitere Errichtung von Garagen und Stellplatzen soll damit jedoch nicht unter-
bunden werden. Im Bebauungsplan ist durch Text eindeutig geregelt, dass Ga-
ragen und Nebenanlagen auch auf den tUbrigen nicht Gberbaubaren Grund-
stucksflachen zulassig sind.
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6.2 Ver-und Entsorgung

Das Plangebiet stellt einen technisch vollstandig erschlossenen innerstadti-
schen Siedlungsbereich dar. Fir die im Plangebiet erganzend vorgesehene
Bebauung ist der Anschluss an vorhandene Ver- und Entsorgungsanlagen
maoglich.

Oberflachenentwésserung

Bei der Oberflachenentwasserung sollen Auswirkungen einer zusatzlichen Be-
bauung auf den Grundwasserstand mdglichst gering gehalten sowie eine Ver-
scharfung der Abflusssituation vermieden werden.

Erfahrungen zeigen, dass im vorliegenden Siedlungsbereich eine Versickerung
des anfallenden Oberflachenwassers aufgrund der hohen Grundwasserstande
und der bindigen Béden nicht realisierbar ist. Die Grundstiicke entwassern
derzeit in eine im sudlichen Bereich angrenzend an die vorhandenen Garagen
verlaufende Grippe, welche sich westlich des Plangebietes fortsetzt. Diese
wird als Flache fur die Wasserwirtschaft und der angrenzende Bereich in einer
Breite von 3 m als private Grunflache festgesetzt, welcher von jeglicher Be-
bauung in Form von Gebauden freizuhalten ist, um die Erreichbarkeit und Un-
terhaltung des Entwasserungsgrabens (Grippe) sicher zu stellen.

Damit die drtliche Oberflachenentwasserungssituation nicht verscharft wird,
sind daher bei einer Versiegelung der Grundsticke geeignete Regenrickhal-
temalinahmen in Form von ober- oder unterirdischen Stauraumen vorzusehen,
die eine gedrosselte Abgabe des anfallenden Oberflachenwassers in das vor-
handene Grippen- und Grabensystem sicherstellen. Das bendétigte Rickhalte-
volumen ist entsprechend durch rechnerischen Nachweis gem. ATV-A 117 zu
bemessen. Dies wird durch Festsetzung im Bebauungsplan sichergestellt.

Im Rahmen der Bauantragstellung ist nach Vorgabe des Entwéasserungsver-
bandes Butjadingen ein priffahiger Oberflachenentwasserungsplan vorzule-
gen.

Fur erforderliche wasserwirtschaftliche MaRnahmen sind die entsprechenden
Genehmigungen und/oder Erlaubnisse nach dem Wasserhaushaltsgesetz in
Verbindung mit dem Niedersachsischen Wassergesetz bei der zustandigen
Wasserbehorde zu beantragen.

7 Hinweise
Altablagerungen

Aufgrund z.T. bestehender hoher Cadmiumwerte im Stadtgebiet von Norden-
ham hat die Firma INFOCUS im Februar 2001 im Auftrag des Landkreises
Wesermarsch im gesamten Stadtgebiet Untersuchungen zu einer moglichen
Cadmiumbelastung des Bodens durchgefihrt. Fur das vorliegende Plangebiet
wurde dabei festgestellt, dass der Prufwert fir Cadmium von 2 mg/kg TM un-
terschritten wird. Die Untersuchungsunterlagen konnen bei Bedarf bei der
Stadt Nordenham eingesehen werden.
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Sollten bei Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen, Bodenverun-

reinigungen oder -kontaminationen zutage treten, so ist unverzuglich die Unte-
re Abfallbehdrde/Bodenschutzbehdrde des Landkreises Wesermarsch zu be-

nachrichtigen. In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen.

Denkmalschutz

Der Stadt sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes keine
baulichen Anlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen oder Bodendenkmale
darstellen bzw. keine sonstigen wertvollen Kultur- oder Sachguter, bekannt.

In den Bebauungsplan wird folgender Hinweis aufgenommen:

»S0llten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche
Bodenfunde (das kdnnen u.a. sein: Tongefal3scherben, Holzkohleansammlun-
gen, Schlacken sowie auffallige Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen,
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese geméali § 14
Abs.1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und miussen
der Denkmalschutzbehdrde der Stadt Nordenham, Telefon: 04731 / 84249 und
dem Niedersachsischen Landesamt fir Denkmalpflege - Referat Archéologie -
Stutzpunkt Oldenburg, Ofener Stral3e 15, Tel. 0441/ 79921 - 20 bzw. 22 un-
verziglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter und der Unternehmer der Arbeiten. Bo-
denfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf
von 4 Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fir lhren
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehdrde vorher die
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.”

Gesetz zur Forderung Erneuerbarer Energien im Warmebereich
(EEWarmeG) und Energieeinsparverordnung (EnEV 2014)

Zum 1. Januar 2009 ist das Gesetz zur Forderung Erneuerbarer Energien im
Warmebereich (EEWarmeG) in Kraft getreten. Laut Gesetz muss der Warme-
energiebedarf fir neue Geb&ude zu mindestens 15 % aus erneuerbaren Ener-
gien gedeckt werden.

Mit der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014), welche am 1.5.2014 in Kraft
getreten ist, sind weitere Vorgaben fir den Einsatz erneuerbarer Energien vor-
genommen worden, um die Ziele des Energiekonzepts der Bundesregierung
und gednderte Baunormen umzusetzen. So missen u.a. seit dem 1.1.2016
neu gebaute Wohn- und Nichtwohngebaude hdhere energetische Anforderun-
gen erflllen. Die Verordnung ist auch auf Vorhaben, welche die Anderung, die
Erweiterung oder den Ausbau von Gebauden zum Gegenstand haben, anzu-
wenden.
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8 Verfahren

a) Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Nordenham hat in seiner Sitzung am
27.09.2017 den Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 71, 1. Ande-
rung, gefasst.

b) Offentliche Auslegung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 3
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

In seiner Sitzung am 27.09.2017 hat der Verwaltungsausschuss der Stadt
Nordenham beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplanes nebst Entwurf
der Begriindung auf die Dauer eines Monats 6ffentlich auszulegen. Die 6ffent-
liche Auslegung des Bauleitplanes erfolgte in der Zeit vom 09.10.2017 bis ein-
schlief3lich 09.11.2017 im Rathaus der Stadt Nordenham nach ortsiiblicher Be-
kanntmachung in den Tageszeitungen. Gleichzeitig erfolgte die Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange.

c) Satzungsbeschluss

Am 14.12.2017 hat der Rat der Stadt Nordenham unter Beriicksichtigung der
Abwagung der vorgebrachten Stellungnahmen den Bebauungsplan Nr. 71,
1. Anderung, mit der dazugehérigen Begriindung als Satzung beschlossen.

Nordenham, den

17. 0T, 2018

Anlage
1. Bisherige zeichnerische Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 71




Anlage: 1

Legende: Stadt Nordenham

mmmmmm  Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 71, 1. Anderung
Wo%w® Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 71

Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 71:

Anlage 1

m WA Allgemeines Wohngebiet der Begrﬁn%ung zum

0,4 GRZ Grundflachenzahl Bebauungsplan Nr. 71

- H

0,6 GFZ Geschossflachenzahl 1. Anderung

| Zahl der Vollgeschosse

o__ offene Bauweise
:-_Qa_ _: Flache fiir Garagen

st Stellplitze Auszug aus der ALK und
Flache zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern bisherige zeichnerische

Festsetzungen

im B.-Plan Nr. 71
- unmaflstablich -

09/2017 Biiro fir Stadtplanung, Oldenburg_




	1 Geltungsbereich des Bebauungsplanes
	2 Planungsanlass und Ziele
	3 Planungsgrundlagen und Vorgaben
	3.1 Grundlagen des Bebauungsplanes
	3.2 Beschleunigtes Verfahren
	3.3 Vorbereitende Bauleitplanung Flächennutzungsplan
	3.4  Örtliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen
	3.5 Immissionssituation

	4 Geplante Festsetzungen
	4.1 Art der baulichen Nutzung
	4.2 Maß der baulichen Nutzung
	4.3 Bauweise und Baugrenzen
	4.4 Grünordnerische Festsetzungen

	5  Auswirkungen der Planung
	5.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen
	5.2 Belange von Natur und Landschaft

	6 Erschließung / Ver- und Entsorgung
	6.1 Erschließung
	6.2 Ver- und Entsorgung

	7 Hinweise
	8 Verfahren
	Anlage

